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Die Stadt Leipzig hat mit Bestallungsurkunde vom 27.04.2022 gemäß 
Art. 233 § 2 Abs. 3 Einführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuche 
(EGBGB) einen gesetzlichen Vertreter für den im Grundbuch ein-
getragenen Eigentümer unbekannten Aufenthalts, Oswin Clemens 
Zimmermann, am Grundstück Baalsdorfer Str. 3 in Leipzig, Gemarkung 
Holzhausen, Blatt 145, Flurstück 158/c bestallt (Aktenzeichen: 30.52 
[au] 600 503; ausstellende Stelle: Dezernat Allgemeine Verwaltung, 
Rechtsamt, Sachgebiet „Gesetzliche Vertretung – laufende Verfahren“). 

Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig Sitzanschrift in 
04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Rechtsamt, 
Abteilung Offene Vermögensfragen und Gesetzliche Vertretung, Sach-
gebiet Gesetzliche Vertretung, Otto-Schill-Straße 2 – Eingang Bürgeramt, 
04109 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der Widerspruch kann 

Das Veterinär- und Lebensmittelaufsichtsamt der Stadt Leipzig (VLA) 
erlässt auf Grund der Artikel 70 i. V. m. 55 Abs. 1 lit. d der Verord-
nung (EU) 2016/429, der §§ 6, 24, 37 und 38 des TierGesG i. V. m. § 1 
Abs. 2 Sächsisches Ausführungsgesetz zum Tiergesundheitsgesetz 
(SächsAGTierGesG) i. V. m. § 13 Geflügelpest – Verordnung i. V. m. 
§ 49 Abs.1 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfg) die nachfolgende

Allgemeinverfügung
1.	 Die mit Ziffer 1 der Allgemeinverfügung vom 18.11.21 (AZ: 56.10.01) 

angeordnete Aufstallung für Geflügel wird mit sofortiger Wirkung 
aufgehoben. 

2.	 Diese Allgemeinverfügung wird durch öffentliche Bekanntmachung 
verkündet und tritt am Tag nach ihrer Bekanntgabe in Kraft.

3.	 Der vollständige Inhalt der Allgemeinverfügung kann zu den Ge-
schäftszeiten im VLA sowie auf der Internetseite der Stadt Leipzig 
(https://www.leipzig.de) eingesehen werden. 

4.	 Für diese Allgemeinverfügung werden keine Kosten erhoben.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, 
Sitzanschrift: Martin-Luther-Ring 4-6, 04109 Leipzig (Besucheranschrift: 

auch in elektronischer Form gemäß § 3 a Abs. 2 Verwaltungsverfah-
rensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen folgende Möglichkeiten 
zur Verfügung: 
1.	 Der Widerspruch kann unter gesetzliche.vertretung@leipzig.de 

durch E-Mail oder über das besondere Behördenpostfach Stadt 
Leipzig – Rechtsamt jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur 
gemäß § 3 a Abs. 2 S. 2, 3 VwVfG erhoben werden. 

2.	 Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden. 

Betroffene können die Bestallungsurkunde bei der vorgenannten Be-
hörde unter der vorangegangen benannten Besucheranschrift nach 
Terminvereinbarung (Telefonnummer 0341/1  23  35  33) einsehen, 
Auskunft verlangen und Rechte unter Beachtung der oben genannten 
Rechtsbehelfsbelehrung geltend machen. ■

Veterinär- und Lebensmittelaufsichtsamt, Theodor-Heuss-Straße 43, 
04328 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der Widerspruch 
kann auch in elektronischer Form nach § 3a Absatz 2 Verwaltungs-
verfahrensgesetz (VwVfG) eingelegt werden. Hierfür stehen folgende 
Möglichkeiten zur Verfügung: 
1. 	Der Widerspruch kann unter veterinaeramt@leipzig.de durch E-

Mail oder über das besondere Behördenpostfach [Stadt Leipzig – 
Allgemeiner Posteingang] jeweils mit qualifizierter elektronischer 
Signatur gemäß § 3a Absatz 2 Sätze 2 und 3 VwVfG erhoben werden. 

2. 	Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevari-ante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Absatz 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden. 

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen (zentrale Postanschrift: Landesdirektion 
Sachsen, 09105 Chemnitz; Anschrift der Dienststelle Leipzig: Brau-
straße 2, 04107 Leipzig) eingelegt wird. ■

Dr. G. Leupold
Amtstierärztin

Amtsleiterin

Bestallung eines gesetzlichen Vertreters am Grundstück Baalsdorfer 
Straße 3 in Leipzig, Gemarkung Holzhausen, Blatt 145, Flurstück 158/c

Aufhebung der Aufstallungspflicht für Geflügel – Vollzug der Verordnung 
(EU) 2016/429, des Tiergesundheitsgesetzes (TierGesG) und der  

Verordnung zum Schutz gegen die Geflügelpest (Geflügelpest-Verordnung)

Alle Eigentümer/-innen von Grundbesitz und alle Gewerbesteuer-
pflichtigen werden auf die Fälligkeit der Steuern am 15. Mai 2022 
hingewiesen. Die Steuer ist rechtzeitig unter Angabe des entspre-
chenden Buchungszeichens im Verwendungszweck der Zahlung zu 
überweisen. 
Die Stadt Leipzig verschickt Grundsteuerbescheide nur noch bei Ände-
rungen. Diejenigen Steuerschuldner, die keinen Grundsteuerbescheid 
für das Jahr 2022 erhielten, haben in der gleichen Weise Grundsteuer 
zu entrichten, wie im letzten übersandten Steuerbescheid geregelt. 
Die Steuerfestsetzung erfolgte zum Jahresbeginn per öffentlicher 
Bekanntmachung im Amtsblatt. 
Bei einem Eigentümerwechsel ist zu beachten, dass der ehemalige 
Eigentümer nach den rechtlichen Bestimmungen für die rechtzeitige 

und vollständige Entrichtung der Grundsteuer verantwortlich bleibt, 
bis er einen Bescheid erhält, aus dem das Ende der Steuerpflicht 
hervorgeht. 
Für regelmäßig zu zahlende Abgaben empfiehlt die Stadtkasse die 
Erteilung eines SEPA-Lastschriftmandats. Damit erfolgt der Einzug 
immer pünktlich zur Fälligkeit der Steuerforderung. So muss man 
die Terminüberwachung nicht selbst übernehmen, spart sich den 
Aufwand für die Überweisung und kann verhindern, dass man in 
Verzug gerät. 
Das Formular kann über www.leipzig.de, Suchbegriff: „SEPA“ ab-
gerufen oder bei der Stadtkasse angefordert werden. 
Für Rückfragen stehen Ihnen die Mitarbeiter/-innen der Stadtkasse 
gern zur Verfügung. ■

Öffentlicher Hinweis zur Fälligkeit  
der Grund- und Gewerbesteuer 

https://www.leipzig.de
mailto:gesetzliche.vertretung%40leipzig.de?subject=
mailto:info%40leipzig.de-mail.de?subject=
mailto:veterinaeramt%40leipzig.de?subject=
mailto:info%40leipzig.de-mail.de?subject=
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04.05.2022, 17:00 Uhr, Neues Rathaus, Sitzungssaal des Stadtrates, 
Martin-Luther-Ring 4-6, 04109 Leipzig
Tagesordnung der öffentlichen Sitzung
Bekanntgabe von Beschlüssen aus nicht öffentlicher Sitzung
Bericht aus Beteiligungen
Beratung der Vorlagen I
	- Bau- und Finanzierungsbeschluss Mariannenpark – Aufwertung 

des ehemaligen Ernst-Thälmann-Hains in Verbindung mit über-/
außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen gem. § 79 
(1) SächsGem; Dezernat Umwelt, Klima, Ordnung und Sport; VII-
DS-06544; Beschlussfassung

	- Sondernutzungsgebührenverzicht für gastronomische Freisitze 2022; 
Dezernat Umwelt, Klima, Ordnung und Sport Dezernat Stadtent-
wicklung und Bau; VII-DS-06630; Beschlussfassung

	- Bau- und Finanzierungsbeschluss An der Hufschmiede zwischen 
Louise-Otto-Peters-Allee und Am Apelstein (Bestätigung gem. § 79 
(1) SächsGemO); Dezernat Stadtentwicklung und Bau; VII-DS-06644; 
Beschlussfassung

Informationen
Verschiedenes ■
(Änderungen vorbehalten)

Der Vorsitzende 
des Verwaltungsausschusses

Sitzung des  
Verwaltungsausschusses

09.05.2022., 17:00 Uhr, Neues Rathaus, Martin-Luther-Ring 4-6, 
Festsaal, 04109 Leipzig
Tagesordnung der öffentlichen Sitzung 
Eröffnung und Begrüßung	
Feststellung der Beschlussfähigkeit	
Feststellung der Tagesordnung	
Festlegungsprotokoll der Sitzung vom 11.04.2022	
Festlegungsprotokoll der Sitzung vom 25.04.2022	
Bekanntgabe von Beschlüssen aus nichtöffentlicher Sitzung	
Vorlagen
	- Abschluss eines Mietvertrages für die Kindertageseinrichtung „Zwer-

genland“, Döllingstraße 21; VII-DS-02073
	- Anfragen, Sonstiges	

Beschlüsse aus der 46. nicht öffentlichen Sitzung der VII. Wahl-
periode des Grundstücksverkehrsausschusses am 28.03.2022
Es wurden keine Beschlüsse gefasst.

Beschlüsse aus der 47. öffentlichen Sitzung der VII. Wahlperiode 
des Grundstücksverkehrsausschusses am 11.04.2022
	- Vorlage VII-DS-01318: Abschluss eines Mietvertrages für die Kita 

„Flohkiste“ in der Engelsdorfer Straße 279 ■
Der Vorsitzende 

des Grundstücksverkehrsausschusses

02.05.2022, 16:30 Uhr, Neues Rathaus, Festsaal, Martin-Luther-
Ring 4-6, 04109 Leipzig
Tagesordnung der öffentlichen Sitzung

Festlegungsprotokoll der Sitzung vom 11.04.2022
Vorstellung des Projekts Urbane Gewalt
BE: Prof. Dr. Decker
Anträge aus dem Stadtrat – 1. Lesung
Anträge aus dem Stadtrat – 2. Lesung
Vorlagen – 1. Lesung
	- Sozialindikative Priorisierung Schulsozialarbeit:  Bezugsvorlage zum 

Steuerungskonzept für den Leistungsbereich Schulsozialarbeit; De-
zernat Jugend, Schule und Demokratie; VI-DS-03629-NF-04-DS--NF-01

	- Baubeschluss  Kindertagesstätte und Mütterzentrum, Potschkaustr. 
50 – Teilmodernisierung, Dezernat Stadtentwicklung und Bau De-
zernat Jugend, Schule und Demokratie, VII-DS-06714

	- Abschluss eines Mietvertrages für die Kindertageseinrichtung 
„Zwergenland“, Döllingstraße 21; Dezernat Stadtentwicklung und 
Bau; VII-DS-02073

Vorlagen – 2. Lesung
	- Einsatz der LESG im Rahmen des Kitabau- und Schulhausbaupro-

gramms; Dezernat Jugend, Schule und Demokratie Dezernat Stadt-
entwicklung und Bau; VII-DS-06928

Vorlagen zur Information
	- Bildungsreport Leipzig 2021; Dezernat Jugend, Schule und Demo-

kratie; VII-Ifo-06753
Vorstellung der Familienbildungsangebote 
Bericht der Bürgermeisterin
Information der Verwaltung
	- Sachstand der Kita-Baumaßnahmen
	- Vorstellung der aktuellen Berichte zu den Planungsraumkonzepten

Sonstiges ■
(Änderungen vorbehalten)

Der Vorsitzende 
des Jugendhilfeausschusses

10.05.2022, 18:00 Uhr, Neues Rathaus, Sitzungsaal im Neuen 
Rathaus, Martin-Luther-Ring 4-6, 04109 Leipzig
Tagesordnung der öffentlichen Sitzung

-	 Begrüßung, Bestätigung der Tagesordnung
-	 Bestätigung des Protokolls der Sitzung vom 3.2.2022
-	 Aktueller Planungsstand Lichtfest 2022 (LTM)
-	 Kerzenspende 2022/ Vorschläge für Empfängerin/ Empfänger
-	 Information Rednerin/ Redner zur Demokratie 2022 (Initiative 

Herbst 89)
-	 Ideenfindung: Würdigung der putinkritischen russischen Zivilgesell-

schaft im Umfeld des 09.10.2022 (ÄA CDU zum Robert-Blum-Preis 
der Stadt Leipzig in der RV am 13.04.2022) ■

Sitzung des Grundstücks-  
verkehrsausschusses

Sitzung des  
Jugendhilfeausschusses

16. Sitzung Kuratorium  
Friedliche Revolution
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Stadtbezirksbeirat West
02.05.2022, 18:00 Uhr, Freizeittreff „Völkerfreundschaft“ (Großer 
Saal), Stuttgarter Allee 9, 04209 Leipzig
Weitere Informationen unter www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-west
	- Schließung der Einfahrt Schweinfurter Straße
	- Stadtbezirksbudget
	- Baubeschluss  Kindertagesstätte und Mütterzentrum, Potschkaustr. 

50 – Teilmodernisierung
	- Bedarfsplanung Kindertagesbetreuung der Stadt Leipzig für den Pla-

nungszeitraum Januar bis Dezember 2022 einschließlich Fortschreibung 
für die Jahre 2023 bis 2025

	- Antrag – Skaterampe an Völkerfreundschaft

Stadtbezirksbeirat Ost
03.05.2022, 18:00 Uhr, OFT Rabet, Eisenbahnstraße 54 in 04315 Leipzig
Weitere Informationen unter www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-ost
	- Verpflichtung eines Stadtbezirksbeiratsmitgliedes
	- Anträge zum Stadtbezirksbudget
	- Baubeschluss OFT Crazy, offener Freizeittreff, Zum Wäldchen 6. Teil-

modernisierung
	- Bedarfsplanung Kindertagesbetreuung der Stadt Leipzig für den Pla-

nungszeitraum Januar bis Dezember 2022 einschließlich Fortschreibung 
für die Jahre 2023 bis 2025

	- Umzug der Schule Ihmelsstraße
	- Einrichtung eines neuen vierzügigen Gymnasiums am Standort Krö-

nerstraße 3 in 04315 Leipzig 
	- Bürgermeistergespräch mit dem Bürgermeister für Stadtentwicklung 

und Bau

Stadtbezirksbeirat Nordost
04.05.2022, 17:30 Uhr, KulturGut Schloss Schönefeld, Zeumerstra-
ße 1, 04347 Leipzig
Weitere Informationen unter www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-nordost 
	- Gespräch mit Bürgerpolizisten
	- Bedarfsplanung Kindertagesbetreuung der Stadt Leipzig für den Pla-

nungszeitraum Januar bis Dezember 2022 einschließlich Fortschreibung 
für die Jahre 2023 bis 2025

	- Anträge des Stadtbezirksbeirat Nord an die Ratsversammlung, u.a. 
Sanierung von Straßen in Mockau

	- Anträge zum Stadtbezirksbudget

Stadtbezirksbeirat Nord
05.05.2021, 17:30 Uhr, Kulturhof Gohlis, Kultursaal, Eisenacher 
Straße 72, 04155 Leipzig
Weitere Informationen unter www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-nord 
	- Bedarfsplanung Kindertagesbetreuung der Stadt Leipzig für den Pla-

nungszeitraum Januar bis Dezember 2022 einschließlich Fortschreibung 
für die Jahre 2023 bis 2025

	- Anträge zum Stadtbezirksbudget
	- Vorstellung Budde-Haus

Stadtbezirksbeirat Südwest
09.05.22, 18:30 Uhr, Schule am Grünen Gleis, Baumannstraße 13, 
04229 Leipzig
Weitere Informationen unter www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-suedwest
	- Bedarfsplanung Kindertagesbetreuung der Stadt Leipzig für den Pla-

nungszeitraum Januar bis Dezember 2022 einschließlich Fortschreibung 
für die Jahre 2023 bis 2025 

	- Umzug der Schule am Adler, Oberschule der Stadt Leipzig an den 
Standort Uhlandstraße 28, 04177 Leipzig 

	- Bebauungsplan Nr. 471 „Quartier östlicher Karl-Heine-Kanal/Indu-
striestraße“ 

	- Bebauungsplan Nr. 466 „Quartiere an der Antonienstraße/Klingen-
straße“ 

	- Stadtbezirksbudget

Sitzungen der Stadtbezirksbeiräte

Stadtbezirksbeirat Südost
10.05.2022, 18.30 Uhr, Franz-Mehring-Schule, Gletschersteinstra-
ße 9, 04299 Leipzig (Aula)
Weitere Informationen unter www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-suedost
	- Stadtbezirksbudget
	- Baubeschluss Wilhelm-Busch-Schule, Neubau Grundschule Reichpietsch-

straße 2 und Sporthalle Gerichtsweg 13
	- Einrichtung eines vierzügigen Gymnasiums am Standort Täubchenweg 26 

in 04317 Leipzig – entsprechend § 24 Sächsisches Schulgesetz
	- Verbesserung der Fußwegsicherheit im Bereich Augustinerstraße

Stadtbezirksbeirat Alt-West
11.05.2022, 17:30 Uhr, Rathaus Leutzsch, Georg-Schwarz-Str. 140, 
04179 Leipzig (Beratungsraum 1. Etage)
Weitere Informationen unter www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-alt-west
	- Kleine, feine Merse: Städtebauliche Qualität des öffentlichen Raumes 

erhöhen in der Merseburger Straße
	- Abstimmung zur Einreichung eigener Anträge des Stadtbezirksbeirat 

Alt-West 
	- Bedarfsplanung Kindertagesbetreuung der Stadt Leipzig
	- Umzug der Schule am Adler, Oberschule der Stadt Leipzig an den Standort 

Uhlandstraße 28
	- Beratungen zum Stadtbezirksbudget
	- Abfrage Sonntagsöffnungen von Verkaufsstellen aus besonderem Anlass 

für das Jahr 2023

Stadtbezirksbeirat Süd
11.05.2022, 18:00 Uhr, Immanuel-Kant-Gymnasium, Scharnhorststraße 
15, 04275 Leipzig (Raum 024) im hybriden Format 
Weitere Informationen unter www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-sued
	- Bedarfsplanung Kindertagesbetreuung der Stadt Leipzig für den Pla-

nungszeitraum Januar bis Dezember 2022 einschließlich Fortschreibung 
für die Jahre 2023 bis 2025 

	- Stadtbezirksbudget

Stadtbezirksbeirat Nordwest
12.05.2022, 18:00 Uhr, Stadtteilzentrum „Anker“, Renftstraße 1, 
04159 Leipzig
Weitere Informationen unter www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-nordwest
	- Sachstandsbericht zum Spielplatz in der Sternsiedlung
	- Hauptsatzung
	- Stadtbezirksbudget

Stadtbezirksbeirat Mitte
12.05.2022, 18:00 Uhr, Stadtbüro, Burgplatz 1, 04109 Leipzig sowie 
per Videokonferenz
Weitere Informationen unter www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-mitte
	- Beratungen zum Stadtbezirksbudget 
	- Leipziger Freiheits- und Einheitsdenkmal: Standortvorschlag und Wett-

bewerbskonzeption
	- Bedarfsplanung Kindertagesbetreuung der Stadt Leipzig für den Pla-

nungszeitraum Januar bis Dezember 2022 einschließlich Fortschreibung 
für die Jahre 2023 bis 2025 ■

(Änderungen vorbehalten)

Hinweis: Aufgrund der aktuellen Corona-Situation steht nur eine begrenzte Zahl an Besucherplätzen in allen Stadtbezirksbeirats-Sit-
zungen zur Verfügung. Unter Umständen kann es bei zu großer Nachfrage dazu kommen, dass Zuhörer draußen warten müssen, bis 
Plätze frei werden.

https://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-west
https://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-ost
https://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-nordost
https://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-nord
https://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-suedwest
https://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-suedost
https://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-alt-west
https://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-sued
https://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-nordwest
https://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-mitte
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Ortschaftsrat Engelsdorf
02.05.2022, 19:00 Uhr, Versammlungsraum des Ortschaftsrates, En-
gelsdorfer Straße 345, 04319 Leipzig
	- Bestätigung der Niederschriften vom 04.04.22
	- Engelsdorfer Wald, Herr Knorr – Revierförster Stadt Leipzig
	- VII-DS – 06426, Kindertagesstättenplanung – Fortschreibung von 2023-2025
	- VII- DS-01320 Abschluss eines Mietvertrages für die Kita Dorfstr. 41 

Kleinpösna
	- VSP A-VII – 06667-VSP-01 Verbesserung des Nahverkehrs zum Antrag 

A-06667_Flexa Ost
	- Brauchtumsmittelvergabe 2022

Ortschaftsrat Lützschena-Stahmeln 
02.05.2022, 18:30 Uhr, Leipziger Hotel, Hallesche Straße 190, 04159 
Leipzig
	- Protokollkontrolle;
	- VI-DS-06426, Bedarfsplanung Kindertagesbetreuung der Stadt Leipzig 

Januar bis Dezember 2022, einschließlich Fortschreibung für die Jahre 
2023 bis 2025

	- Beratung und Beschluss zum Antrag Nr. VII-A-06608, betrifft die zukünf-
tige Beteiligung der Stadtbezirksbeiräte und Ortschaftsräte an Bauord-
nungsverfahren mit erheblichen Auswirkungen auf die Stadtbezirke und 
Ortschaften, eingereicht vom Ortschaftsrat Lindenthal;

	- dazu Beratung und Beschluss zum Verwaltungsstandpunkt Nr. VII-A-
06608-VSP-01;

	- Beratung und Beschluss zum Antrag Nr. VII-A-06722-NF-01 zu Beiträge 
der Ortschaften im Amtsblatt, eingereicht vom Ortschaftsrat Burghausen;

	- dazu Beratung und Beschluss zum Verwaltungsstandpunkt VII-A-06722-
VSP-01;  

	- Karsten Wilhelm, Standortleiter des Batteriewerkes Leipzig der Firma 
Dräxlmaier im Gewerbepark Stahmeln stellt sich und das Werk vor; 

	- Sonstiges und Bürgertreffen mit der Möglichkeit zum persönlichen Ge-
spräch mit der Ortsvorsteherin und den Ortschaftsräten.

Ortschaftsrat Seehausen
03.05.2022, 19:00 Uhr, Gasthof Hohenheida, Am Anger 42, 04356 
Leipzig
	- Protokollbestätigung vom 05.04.2022
	- Energieberg Seehausen
	- Verwaltungsstandpunkt Nr. VII-A-05360- VSP-01 Neubau der Straße sowie 

des Fuß- und Radweges von Gottscheina nach Merkwitz (OR 0055/22)
	- Bürgerdienst LOS
	- Verwaltungsstandpunkt Nr. VII-A-06608- VSP-01 Eine zukünftig früh-

zeitliche Beteiligung der Stadtbezirksbeiräte und Ortschaftsräte an 
Bauordnungsverfahren mit erheblicher Auswirkung auf Stadtbezirke 
und Ortschaften

	- Verwaltungsstandpunkt Nr. VII-A-06722- VSP-01 Beiträge der Ortschafts-
räte im Amtsblatt

	- Beschlussvorlage Nr. VII-DS-06361 „Hauptsatzung“ 
	- VII-DS-06426 Bedarfsplanung Kindertagesbetreuung der Stadt Leipzig 

für den  Planungszeitraum Januar bis Dezember 2022 einschließlich 
Fortschreibung für die Jahre 2023 bis 2025

	- Vorbereitung „Stadt der Bühne 2023“
Ortschaftsrat Lindenthal
10.05.2022, 19:00 Uhr, Ratssaal des Rathauses Lindenthal, Erich-Thie-
le-Straße 2, 04159 Leipzig
Eine Tagesordnung lag zum Redaktionsschluss noch nicht vor.
Ortschaftsrat Wiederitzsch
10.05.2022, 19:00 Uhr, Rathaussaal des Rathauses Wiederitzsch, De-
litzscher Landstraße 55, 04158 Leipzig
	- Gespräch mit Bürgermeisterin und Beigeordnete Frau Dr. Jennicke zu 

Problemen des Ortsteiles 
	- Beschlussvorlage-Nr. VII-DS-06426 Bedarfsplanung Kindertagesbetreuung 
	- Beschlussvorlage-Nr. VII-DS-06802 Bebauungsplan Nr. E-140 Wohngebiet 

Martinshöhe,6. Änderung 
Ortschaftsrat Rückmarsdorf
10.05.2022, 19:00 Uhr; Ortsteilzentrum Rückmarsdorf, Ehrenberger 
Straße 5a, 04178 Leipzig
	- Protokollkontrolle 82. Sitzung vom 05.04.2022
	- Auswerten Ratsversammlung vom 08.04.2022 
	- „Glasfaser für Rückmarsdorf“ – Werden wir in die Zukunft katapultiert? 

Projektvorstellung des Vorhabenträgers Deutsche Glasfaser 
	- Anpassung Brauchtumsmitte, lBeschlussvorschlag
	- Stellungnahme des Ortschaftsrates zum Planfeststellungsverfahren zum 

Vorhaben „Ausbau des Verkehrsflughafens Leipzig/Halle, Start und 
Landebahn Süd mit Vorfeld“; 15. Planänderung, Beschlussvorschlag für 

Sitzungen der Ortschaftsräte
Online-Konsultation

	- Beschlussvorlage-Nr. VII-DS-06426 Bedarfsplanung Kindertagesbetreuung 
der Stadt Leipzig für den Planungszeitraum Januar bis Dezember 2022 
einschließlich Fortschreibung für die Jahre 2023 bis 202; Beschlussvorschlag

	- Beschlussvorlage – VI-DS-02709-DS-01Grundsatzbeschluss: Nachnutzung 
Schlobachshof als „Informationszentrum Auenlandschaft“

	- Beschlussvorlage; Antrag – VII-A-06608 OR Lindenthal: Eine zukünftig 
frühzeitliche Beteiligung der Stadtbezirksbeiräte und Ortschaftsräte an 
Bauordnungsverfahren mit erheblicher Auswirkung auf Stadtbezirke und 
Ortschaften Verwaltungsstandpunkt – VII-A-06608-VSP-01

	- Sonstiges / Fragestunde / Aktuelles
	- Organisatorisches

Ortschaftsrat Mölkau
10.05.2022, 19:00 Uhr, Ratssaal des ehem. Gemeindeamtes Mölkau, 
Engelsdorfer Straße 90, 04316 Leipzig
	- Bestätigung des Protokolls der Sitzung vom 05.04.2021
	- Verwaltungsstandpunkt Nr. VII-HP-05188-VSP-01 „Vorbereitung Jubiläums-

feier 700 Jahre Mölkau anno 2024 (OR 0059/21/22) – Anhörung
	- Verwaltungsstandpunkt Nr. VII-HP-05357-VSP-01 „Antrag zur Vervollstän-

digung und Ausbau Schulweg zwischen Kastanienring und Schulstraße 
(OR 0046/21/22)  – Anhörung

	- Verwaltungsstandpunkt Nr. VII-A-06608-VSP-01 „Eine zukünftige Betei-
ligung der Stadtbezirksbeiräte und Ortschafsräte an Bauordnungsver-
fahren mit erheblicher Auswirkung auf Stadtbezirke und Ortschaften“ 
– Vorberatung

	- Verwaltungsstandpunkt Nr. VII-A-06667-VSP-01 „<Flexa Ost> Alternative 
ÖPNV-Angebote in den Ortschaften Engelsdorf und Mölkau ausbauen“ 
– Anhörung

	- Verwaltungsstandpunkt Nr. VII-A-06722-VSP-01 „Beiträge der Ortschafts-
räte im Amtsblatt“ – Anhörung

	- Anfrage VII-F-07044 „Weitere Filialschließungen bei der Stadt- und Kreis-
sparkasse Leipzig ab dem 1. Januar 2023“ – Information

	- Anfragen der Ortschaftsräte: Ladesäulen E-Autos in Mölkau; Sachstand 
ehemaliger Hort in der Zweinaundorfer Straße; Antrag „Parken in der 
Sommerfelder Straße“; Stand der Nachbereitung zum Thema der Arbeiten 
des Bauhofes in der Straße An den Platanen u. a.

Ortschaftsrat Liebertwolkwitz
12.05.2022, 18:30 Uhr, Zimmer 2 des Rathauses Liebertwolkwitz, 
Liebertwolkwitzer Markt 1, 04288 Leipzig
	- Niederschrift vom 07.04.2022
	- Dezernat für Wirtschaft, Arbeit und Digitales: Unterstützung für den 

Glasfasernetzausbau
	- Verwaltungsstandpunkt-Nr. VII-A-06608-VSP-01; Anhörung:  Dezernat 

Stadtentwicklung und Bau: Eine zukünftige Beteiligung der SBB/OR an 
Bauordnungsverfahren mit erheblicher Auswirkung auf Stadtbezirke 
und Ortschaften      

	- Verwaltungsstandpunkt-Nr. VII-A-06722-VSP-01; Anhörung Einreicher: 
Oberbürgermeister; Beiträge der Ortschaftsräte im Amtsblatt

	- Beschlussvorlage Nr. VII-DS-06426; Bedarfsplanung Kindertagesbetreuung 
der Stadt  Leipzig  2022 und Fortschreibung 2023 bis 2025

	- Gemeinsame Sitzung Gremien SBB/OR    
	- Themenjahr   2023 „Leipzig – Die ganze Stadt als Bühne“  
	- Arbeitsgruppe Themenjahr 2023     
	- Vergabe  Brauchtumsgelder 2022  

Ortschaftsrat Böhlitz-Ehrenberg
12.05.2022, 18:30 Uhr, Salon Böhlitz der Großen Eiche, Leipziger Straße 
81, 04178 Leipzig
	- Bestätigung des Protokolls der Sitzung vom 7.4.2022
	- VI-DS-02709-DS-01 Grundsatzbeschluss Auenwald-Informationszentrum 

Schlobachshof
	- Vorstellung Messergebnisse Fluglärmmessung Gundorf
	- VII-DS-02848 Bau- und Finanzierungsbeschluss Barnecker Straße
	- Anhörung Umwandlung Spielstraßen in 30-km/h-Zonen Vogelsiedlung
	- Information Gewerbegebiet ehemalige Gusswerke Leipzig
	- VII-A-06506 Machbarkeitsstudie multifunktionaler Festplatz
	- dazu Verwaltungsstandpunkt VII-A-06506-VSP-01
	- VII-A-06608 – Frühzeitige Einbeziehung OR bei Bauordnungsverfahren
	- dazu Verwaltungsstandpunkt VII-A-06608-VSP-01

Ortschaftsrat Holzhausen
12.05.2022, 19:00 Uhr, in der Aula der Schule Holzhausen, Stötteritzer 
Landstraße 21, 04288 Leipzig
Eine Tagesordnung lag zum Redaktionsschluss noch nicht vor. ■

(Änderungen vorbehalten)



Elektronisches Amtsblatt Stadt Leipzig	
Ausgabe 09/22 · 30.04.2022

5

Gemäß § 6 des Sächsischen Straßengesetzes (SächsStrG) vom 21. Januar 
1993 (SächsGVBl. S. 93), das zuletzt durch Artikel 20 des Gesetzes 
vom 20. August 2019 (SächsGVBl. S. 762) geändert worden ist, wird 
die amtliche Bekanntmachung der Widmung für den öffentlichen 
Verkehr vom 17. September 2021 im Leipziger Amtsblatt-Nr. 12/21 
(elektronisches Amtsblatt) und 18/21 am 09.10.2021 sowie die amtliche 
Bekanntmachung der Widmung für den öffentlichen Verkehr vom 
13. November 2021 im Leipziger Amtsblatt-Nr. 15/21 (elektronisches 
Amtsblatt) und 21/21 am 20. November 2021 hiermit korrigiert. Die 
Korrektur ist unten im Text hervorgehoben.
Bezeichnung, Verlauf, ungefähre Länge, Straßenklasse, Widmungs-
beschränkung:

Gemäß § 8 (2) des Sächsischen Straßengesetzes vom 21. Januar 1993 
(SächsGVBl. S. 93), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
20. August 2019 (SächsGVBl. S. 762) geändert worden ist, wird die 
Teilfläche der Heinrichstraße, gelegen zwischen Täubchenweg und 
Baedekerstraße, ca. 80 m, eingezogen. 
Bezeichnung, Verlauf, ungefähre Fläche, Straßenklasse, Widmungs-
beschränkung
OT Reudnitz-Thonberg
Heinrichstraße (Teilfläche), gelegen zwischen Täubchenweg und Bae-
dekerstraße, ca. 80 m, Ortsstraße. Die Einziehung erfolgt auf Grundlage 
des § 8 (2) SächsStrG. Die Absicht der Einziehung wurde gemäß § 8 
(4) SächsStrG im Elektronischen Amtsblatt Nr. 16 am 27. November 
2021 sowie im Amtsblatt Nr. 22 am 4. Dezember 2021 bekanntgegeben.
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach seiner 
Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Dieser kann bei der Stadt 
Leipzig, Verkehrs- und Tiefbauamt, Prager Str. 118, Haus C, Zimmer 

Gemäß § 8 (2) des Sächsischen Straßengesetzes vom 21. Januar 1993 
(SächsGVBl. S. 93), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
20. August 2019 (SächsGVBl. S. 762) geändert worden ist, wird die 
Teilfläche der Semmelweisstraße, gelegen zwischen Dösner Weg bis 
Semmelweisstraße, Höhe Flurstück 4622 Gemarkung Leipzig, ca. 200 
m, eingezogen. Die sofortige Vollziehung der Einziehungsverfügung 
wird angeordnet. Die Einziehungsverfügung, veröffentlicht im Elektro-
nischen Amtsblatt Ausgabe 09/2021 vom 24.07.2021, wird aufgehoben.
Bezeichnung, Verlauf, ungefähre Fläche, Straßenklasse, Widmungs-
beschränkung
OT Zentrum-Südost
Semmelweisstraße (Teilfläche), zwischen Dösner Weg bis Sem-
melweisstraße, Höhe Flurstück 4622 Gemarkung Leipzig, ca. 200 m, 
Ortsstraße unbeschränkt.
Die Einziehung erfolgt auf Grundlage des § 8 (2) SächsStrG.
Die Absicht der Einziehung wurde gemäß § 8 (4) SächsStrG im Amts-
blatt Nr. 6 am 27. März 2021 bekannt gegeben.
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekannt-
gabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzan-

OT Wiederitzsch
•	 Paul-Beiersdorf-Straße, Teilflächen des Flurstücks 420/3 der Ge-

markung Seehausen von B 184 bis Kreisverkehr, Gesamtlänge ca. 
390 m, Ortsstraße unbeschränkt.

•	 Paul-Beiersdorf-Straße, Teilflächen des Flurstücks 420/3 der Ge-
markung Seehausen von Kreisverkehr bis Tornauer Straße, Ge-
samtlänge ca. 90 m, beschrankt öffentlicher Weg (Fußgänger- und 
Fahrradverkehr, ÖPNV). ■

Dezernat Stadtentwicklung und Bau
Verkehrs- und Tiefbauamt  

5.033, 04317 Leipzig schriftlich oder durch Erklärung zur Nieder-
schrift eingelegt werden. Der Widerspruch kann auch in qualifizierter 
elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz 
mittels absenderbestätigter De-Mail unter info@leipzig.de-mail.de ge-
mäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden. Die Verfügung mit 
Begründung sowie ein Planauszug liegen in der Zeit von:
	 Mo., Mi., Do.		  08:00-14:00 Uhr
	 Di.				   08:00-17:00 Uhr
	 Fr.				   08:00-12:00 Uhr
zur Einsichtnahme offen.
Einsichtnahme in die Verfügung mit Begründung und Planauszug 
während dieser Zeit ist derzeit nur nach vorheriger telefonischer 
Terminvereinbarung unter 0341-1 23 76 73 an der vorgenannten An-
schrift möglich. ■

Dezernat Stadtentwicklung und Bau 
Verkehrs- und Tiefbauamt 

schrift in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6 (Besucheranschrift, 
Verkehrs- und Tiefbauamt, Straßenverkehrsbehörde, Prager Straße 
118-136, Technisches Rathaus, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt 
werden. Der Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß 
§ 3a Abs. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür 
stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung:
1. 	Der Widerspruch kann unter info@leipzig.de durch E-Mail oder 

über das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner 
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur gemäß 
§ 3a Abs. 2 S. 2, 3 VwVfG erhoben werden.

2. 	Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Verfügung mit Begründung sowie ein Planauszug liegen zur Ein-
sichtnahme offen. Eine Einsichtnahme ist nach vorheriger telefonischer 
Terminvereinbarung unter 0341-1237673 möglich. ■

Dezernat Stadtentwicklung und Bau 
Verkehrs- und Tiefbauamt 

Korrektur der amtlichen Bekanntmachung der Widmung vom 
17.09.2021, veröffentlicht im Leipziger Amtsblatt-Nr. 12/2021 am 

02.10.2021 (Elektronisches Amtsblatt) und 18/21 am 09.10.2021 und im 
Leipziger Amtsblatt-Nr. 15/2021 am 13.11.2021 (Elektronisches Amts-

blatt) und 21/2921 am 20.11.2021 Paul-Beiersdorf-Straße

Einziehung Teilfläche Heinrichstraße

Einziehung Semmelweisstraße (Teilfläche)

mailto:info%40leipzig.de-mail.de?subject=
mailto:info%40leipzig.de?subject=
mailto:info%40leipzig.de-mail.de?subject=
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Jedes schulpflichtig werdende Kind erhält voraussichtlich im Juli vor 
der Schulanmeldung einen Informationsbrief von der Stadt Leipzig, 
Amt für Schule. Der Informationsbrief benennt die für die Wohnan-
schrift und das Schuljahr zuständige Grundschule, an der das Kind, 
persönlich, durch die Sorgeberechtigten, angemeldet werden muss. 
Er beinhaltet außerdem weitere Informationen zum Thema der Schul-
anmeldung (siehe auch www.leipzig.de/schulanfaenger).

Mit welchem Alter muss mein Kind an der Grundschule angemeldet 
werden?

Alle Kinder, die bis zum 30.06.2023 das sechste Lebensjahr vollenden 
(Geburtszeitraum vom 01.07.2016 bis 30.06.2017), sind in der für die 
Wohnanschrift zuständigen Grundschule, durch die Sorgeberechtigten, 
anzumelden.

Kinder, die vom 01.07.2023 bis zum 30.09.2023 das sechste Lebens-
jahr vollenden, können an der zuständigen Grundschule angemeldet 
werden. Mit der Schulanmeldung werden diese Kinder (sogenannte 
„Kann-Kinder“) schulpflichtig. Einen Informationsbrief erhalten 
„Kann-Kinder“ nicht.

Eltern, deren Kinder ab dem 01.10.2023 das sechste Lebensjahr voll-
enden, können bis zum 28.02.2023 einen schriftlichen Antrag auf 
vorzeitige Schulaufnahme an der zuständigen Grundschule stellen.

Termine für die Schulanmeldung

Folgende Termine stehen für die Anmeldung Ihres Kindes an der für 
die Wohnanschrift zuständigen Grundschule zur Verfügung:
	 Donnerstag, 08.09.2022	 8:00-11:30 und 13:00-18:00 Uhr 
	 Dienstag, 13.09.2022	 8:00-11:30 und 13:00-18:00 Uhr
	 Donnerstag, 15.09.2022	 8:00-11:30 und 13:00-16:00 Uhr

Die Termine können durch die Grundschulen individuell angepasst 
werden. Bitte informieren Sie sich vor der Schulanmeldung auf der 
entsprechenden Schulwebsite.

Folgende Unterlagen werden für die Anmeldung benötigt

•	 die aktuelle Geburtsurkunde des Kindes (bitte in Kopie),
•	 Impfnachweis des Kindes für die Masernschutzprüfung,
•	 der Informationsbrief vom Amt für Schule,
•	 das ausgefüllte und von beiden Sorgeberechtigten unterschriebene 

Anmeldeformular,
•	 Ausweise der Sorgeberechtigten,
•	 Nachweis über das gemeinsame Sorgerecht in Kopie (Sorgerechts-

erklärung oder Eheurkunde der leiblichen Eltern (zusätzlich zur 
Eheurkunde benötigen Sie eine Vaterschaftsanerkennung, wenn auf 
der Geburtsurkunde des Kindes der leibliche Vater nicht ersichtlich 
ist)),

•	 Nachweis über das alleinige Sorgerecht in Kopie (Negativbeschei-
nigung oder gerichtliche Entscheidung),

•	 Sofern nur ein Sorgeberechtigter die Schulanmeldung vornehmen 
kann, bringen Sie bitte eine formlose Vollmacht und Ausweiskopie 
des anderen Sorgeberechtigten mit.

Rückstellung
Kinder, die für das Schuljahr 2022/23 durch die Schulleitung zu-
rückgestellt wurden, sind erneut an der zuständigen Grundschule 
anzumelden. ■

Stadt Leipzig			   Landesamt für Schule und Bildung
Amt für Schule			   Standort Leipzig

Anmeldung der Schulanfänger  
für das Schuljahr 2023/24

Aufgrund von § 4 Abs. 2 i. V. m. § 28 Abs. 1, 2 Nr. 4 sowie § 53 Abs. 2 
S. 2 der Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 19. Februar 2022 (SächsGVBl. S. 134), die 
zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 9. Februar 2022 (SächsGVBl. S. 
134) geändert worden ist, wird durch Beschluss der Ratsversammlung 
der Stadt Leipzig vom 14.04.2022 die Hauptsatzung der Stadt Leipzig 
in der Fassung der letzten Änderung vom 18. Februar 2021 (Beschluss 
Nr. VII-DS-02151-NF-01) wie folgt geändert:

Artikel 1
Änderung des § 23 Beigeordnete

§ 23 Abs. 1 wird wie folgt geändert:
„(1) Es werden acht hauptamtliche Beigeordnete bestellt, und zwar 

für die Geschäftskreise: 
1. 	Allgemeine Verwaltung
2. 	Finanzen (Fachbedienstete/-r für das Finanzwesen)
3. 	Umwelt, Klima, Ordnung und Sport

4. 	Kultur
5. 	Soziales, Gesundheit und Vielfalt
6. 	Stadtentwicklung und Bau
7. 	Jugend, Schule und Demokratie
8. 	Wirtschaft, Arbeit und Digitales“ 

Artikel 2
Inkrafttreten

Die Änderung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung 
in Kraft. ■

Leipzig, 19.04.2022

Burkhard Jung
Oberbürgermeister

12. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der Stadt Leipzig 
(Beschluss Nr. VII-DS-06976 vom 14.04.2022)

https://www.leipzig.de/schulanfaenger
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Das Amt für Stadtgrün und Gewässer, Abt. Friedhöfe gibt bekannt, 
dass die Grabmale nachfolgend aufgeführter Grabstätten auf den 
kommunalen Friedhöfen 3 Monate nach dieser öffentlichen Bekannt-
machung, gemäß § 25 Absatz 2 der Friedhofssatzung der Stadt Leipzig 

Grabstätte Ende des Nutzungsrechts Namen Friedhof
XVII. Wahl 243 22.09.2022 Dietze Südfriedhof
XVII. Wahl 234 11.01.2022 Frank Südfriedhof
XVII. Wahl 227A 03.04.2048 Schumann Südfriedhof
XXVI. Rab 663/664 08.03.2027 Vollack Südfriedhof
XXVII.1.U2Rab. 45 04.11.2025 Nix Südfriedhof
XXVII.5.U2Rab. 51 30.04.2039 Heide Südfriedhof
XXVII. URab. 445 11.07.2040 Kohlmann Südfriedhof
XXVII. URab 266 16.08.2021 Hilbig Südfriedhof
I.6.36			  22.03.2025 Aurich Ostfriedhof

Die Mitteldeutsche Baustoffe GmbH weist als Eigentümer der Kies-
sandtagebaue Kleinpösna und Rehbach darauf hin, dass das Baden 
sowie andere wassersportliche Aktivitäten in den Kiessandtagebauen 
Kleinpösna und Rehbach verboten sind. Die Gewässer sind Eigentum 
der Mitteldeutsche Baustoffe GmbH.
Das Betreten des Betriebsgeländes ist untersagt. Bei Zuwiderhandlun-
gen wird der Eigentümer von seinem Hausrecht Gebrauch machen. n

Mitteldeutsche Baustoffe GmbH

05.05.2022, 15:30 Uhr – Videokonferenz
Der Beiratsvorsitzende bittet Personen, die daran teilnehmen wollen und zu 
bestimmten Tagesordnungspunkten mit dem Beirat sprechen möchten, sich 
vorher schriftlich unter folgender E-Mail: andreas.geisler@stadtrat.leipzig.
de anzumelden. 
Darüber hinaus wird darum gebeten, in der Anmeldung mitzuteilen, zu wel-
chen Tagesordnungspunkten Sie mit dem Beirat sprechen möchten, Namen 
und Vornamen sowie eine E-Mail-Adresse zu benennen, an die die Einladung 
(Link) zur Videokonferenz versendet werden soll.
-	 Festlegungsprotokoll der Sitzung vom 03.02.2022
-	 Glasklar für Vogelschutz
-	 Halterfreundlichere Hundesteuersatzung der Stadt Leipzig
-	 Besseres Miteinander von Mensch und Hund in Leipzig
-	 Unterbringung der Tiere von Geflüchteten (Erstaufnahmeeinrich-

tungen, städtische Einrichtungen und Impfungen)
-	 Kenntnisgabe VII-F-07043 „Versorgung der mitgebrachten Tiere 

ukrainischer Geflüchteter“
-	 Sachstand Verbesserung Öffentlichkeitsarbeit ■

Kiesseen sind  
keine Badegewässer

Sitzung des  
Beirats für Tierschutz

Für die Antragsstellung zur Förderung von Maßnahmen in den Be-
reichen §§ 11 bis 13, 14 und 16 SGB VIII bittet das Amt für Jugend und 
Familie um Beachtung der folgenden Grundlagen:
•	 die Integrierte Kinder- und Jugendhilfeplanung,
•	 die durch den Jugendhilfeausschuss beschlossenen Fachstandards 

– sofern vorhanden,
•	 die Planungsraumsteckbriefe,
•	 das Integrierte Stadtentwicklungskonzept (INSEK) „Leipzig 2030“,
•	 die mit der SGB VIII Reform hervorgehobenen Themenbereiche 

Beteiligung junger Menschen, Gleichberechtigte Teilhabe junger 
Menschen mit und ohne Behinderung und die Gleichberechtigung 
der Geschlechter/Vielfalt.

Diese Dokumente ergänzen sich gegenseitig. Insbesondere für die 

Antragsstellung für die Haushaltsjahre 2023/24 für Träger  
der freien Jugendhilfe im Bereich der Kinder- und Jugendförderung

sozialräumliche Beschreibung sind die Zielstellungen der Integrier-
ten Kinder- und Jugendhilfeplanung maßgeblich sowie die aktuellen 
Planungsraumsteckbriefe. Rechtsgrundlagen der Förderung sind die 
Rahmenrichtlinie zur Vergabe von Zuwendungen der Stadt Leipzig 
an außerhalb der Stadtverwaltung stehende Stellen (Zuwendungs-
richtlinie) sowie die Fachförderrichtlinie der Stadt Leipzig über die 
Förderung von Trägern der freien Jugendhilfe für Leistungen der 
Jugendarbeit und allgemeinen Förderung der Erziehung in der Familie 
gemäß §§ 11 bis 14 und 16 SGB VIII. 
Alle benannten Materialien finden Sie unter https://www.leipzig.de/
jugend-familie-und-soziales/kinder-jugend-und-elternhilfe/informa-
tionen-fuer-freie-traeger. Antragsschluss ist der 1. August 2022. Rück-
fragen können an jugendfoerderung@leipzig.de gerichtet werden. ■

Entschädigungslose Beräumung von Grabmalen
vom 15.12.2010, entschädigungslos beräumt werden. Die Regelungen 
des Sächsischen Denkmalschutzes finden dabei Beachtung.
Die Nutzungsberechtigten sind trotz mehrmaliger Hinweise der Er-
haltungspflicht nicht nachgekommen. ■

mailto:andreas.geisler%40stadtrat.leipzig.de?subject=
mailto:andreas.geisler%40stadtrat.leipzig.de?subject=
https://www.leipzig.de/jugend-familie-und-soziales/kinder-jugend-und-elternhilfe/informationen-fuer-freie-traeger
https://www.leipzig.de/jugend-familie-und-soziales/kinder-jugend-und-elternhilfe/informationen-fuer-freie-traeger
https://www.leipzig.de/jugend-familie-und-soziales/kinder-jugend-und-elternhilfe/informationen-fuer-freie-traeger
mailto:jugendfoerderung%40leipzig.de?subject=
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Aufgrund der §§ 4 und 21 der SächsGemO i. d. F. vom 9. März 2018, 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 9. Februar 2022, hat 
die Ratsversammlung am 14. April 2022 folgende der Satzung über 
die Entschädigung ehrenamtlich Tätiger bei Wahlen und Entscheiden 
(Wahlhelfer-Entschädigungssatzung) beschlossen: 

§ 1 
Geltungsbereich

Gegenstand der Satzung ist die Entschädigung von Personen, welche 
ehrenamtlich in Wahlvorständen und Wahlausschüssen bei Kommu-
nal- und Parlamentswahlen bzw. in analogen Organen bei Bürger- und 
Volksentscheiden im Stadtgebiet von Leipzig mitwirken und diese 
ehrenamtlich unterstützen. Für die nachfolgenden Regelungen sind 
die analogen Organe den Wahlvorständen bzw. Wahlausschüssen 
gleichgestellt, ebenso Bürger- und Volksentscheiden den Wahlen. 

§ 2  
Regelungen zur Entschädigung der Wahlvorstände  

und Briefwahlvorstände
(1)	Grundbeträge werden in folgender Höhe gewährt: 

Allgemeiner Wahlvorstand Briefwahlvorstand
Zusätzlich je weiterer 

verbundener Wahl/ 
Abstimmung

Wahlvorsteherin, Wahlvorsteher 65 Euro 55 Euro 15 Euro
Stellvertreterin, Stellvertreter 55 Euro 45 Euro 15 Euro
Schriftführerin, Schriftführer 55 Euro 45 Euro 15 Euro
Beisitzerin, Beisitzer 55 Euro 45 Euro 15 Euro

(2)	Zuschläge bei Ausübung einer Funktion als Wahlhelferin bzw. 
Wahlhelfer werden gewährt in Höhe von 10 Euro für die Teilnahme 
an Wahlhelferschulungen auf Einladung der Wahlbehörde; in Höhe 
von 15 Euro für ein Wahlvorstandsmitglied bei einem Transport 
der Wahlkisten/Wahlunterlagen mit eigenem Fahrzeug, sofern dies 
mit der Wahlbehörde abgestimmt ist. Bei Bedarf wird den Wahlvor-
standsmitgliedern ein ÖPNV-Ticket mit Gültigkeit im Stadtgebiet 
von Leipzig zur Nutzung am Wahltag kostenfrei zur Verfügung 
gestellt.  

(3) Beschäftigte der Stadt Leipzig erhalten zusätzlich zur Vergütung 

gemäß § 2 Punkt 1 einen Tag Freizeitausgleich in Höhe der täg-
lichen Regelarbeitszeit.  

(4) Ehrenamtlich tätigen Hilfskräften wird eine Entschädigung in 
Höhe der Entschädigung einer Beisitzerin/eines Beisitzers gewährt. 
Objektverantwortliche erhalten eine Entschädigung in Höhe von 
100 Euro. 

(5) Zusätzlich können Hilfskräfte auch im Sinne von Wahlbeauftragten 
eingesetzt werden, die die Wahlvorstände bei der Ergebnisermitt-
lung beratend unterstützen. Dafür wird eine Entschädigung in Höhe 
von 65 Euro (zuzüglich 15 Euro je weiterer verbundener Wahl/
Abstimmung) gezahlt. 

§ 3 
Regelung zur Entschädigung der Wahlausschüsse

Der/die Vorsitzende, Stellvertreter und Schriftführer sowie die stimm-
berechtigten Mitglieder der Wahlausschüsse bzw. deren Stellvertreter 
erhalten Sitzungsgelder in Höhe von 60 Euro.

Satzung über die Entschädigung ehrenamtlich Tätiger 
bei Wahlen und Entscheiden

(Wahlhelfer-Entschädigungssatzung)
(Beschluss-Nr. VII-DS-06513)

§ 4 
Versicherungsschutz

Für ehrenamtlich Tätige besteht Versicherungsschutz nach den Vor-
schriften der gesetzlichen Unfallversicherung.

§ 5 
Inkrafttreten

Die Satzung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in 
Kraft. Zugleich tritt die Satzung über die Entschädigung ehrenamtlich 
Tätiger bei Wahlen und Entscheiden (Wahlhelfer-Entschädigungssat-
zung) vom 13. März 2019 außer Kraft. ■

Leipzig, 19.04.2022
Burkhard Jung

Oberbürgermeister
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Die Ratsversammlung der Stadt Leipzig beschloss auf ihrer Sitzung 
am 14.04.2022 die Satzung über die Erhebung von Gebühren für den 
Rettungsdienst der Stadt Leipzig (Rettungsdienstgebührensatzung) 
(Beschluss VII-DS-06661)
Die Ratsversammlung der Stadt Leipzig hat auf der Grundlage von § 
4 der Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen (SächsGemO), in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 9. März 2018 (SächsGVBl. S. 62, 
63), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16. Dezember 
2020 (SächsGVBl. S. 722) und § 32 Abs. 5 Satz 2 des Sächsischen Ge-
setzes über den Brandschutz, Rettungsdienst und Katastrophenschutz 
(SächsBRKG) vom 24. Juni 2004, zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 25. Juni 2019 (SächsGVBl. S. 521), nachfolgende Satzung 
beschlossen:

§ 1
Geltungsbereich

(1)	Die Stadt Leipzig gewährleistet in ihrem Rettungsdienstbereich als 
Träger des bodengebundenen Rettungsdienstes Notfallrettung und 
Krankentransport (Rettungsdienst) als öffentliche Aufgabe gemäß 
Abschnitt 4 des SächsBRKG.

(2)	Die Bestimmungen dieser Satzung gelten für Rettungsdienstleistun-
gen aller im Auftrag der Stadt Leipzig tätigen Leistungserbringer.

(3)	Zur Finanzierung des Rettungsdienstes erhebt die Stadt Leipzig ge-
mäß § 32 Abs. 5 Satz 2 SächsBRKG Gebühren nach dieser Satzung. 
Sie gelten für alle Benutzer des Rettungsdienstes, soweit diese an 
keine Entgeltvereinbarung mit den Kostenträgern nach § 32 Abs. 
5 Satz 1 SächsBRKG gebunden sind. Das betrifft unter anderem:
-	 Privat versicherte Personen,
-	 Nicht versicherte Personen,
-	 Gesetzlich krankenversicherte Personen, wenn die Leistung nicht 

Bestandteil des Leistungskataloges der gesetzlichen Kranken-
kasse ist,

-	 Gesetzlich krankenversicherte Personen, wenn die Leistung von 
der gesetzlichen Krankenkasse nicht genehmigt wurde (z.  B. 
nicht genehmigter Krankentransport),

-	 Krankenhäuser und andere medizinische Einrichtungen oder 
Behörden (z. B. für Verlegungsfahrten).

§ 2
Gebührenerhebung

(1)	In den Fällen des § 1 Abs. 3 werden pauschale Gebühren für den 
Einsatz von 
-	 Krankentransportwagen (KTW),
-	 Rettungswagen (RTW) und
-	 Notarzteinsatzfahrzeugen (NEF)

	 erhoben. Die Höhe der Gebühren richtet sich nach der Gebühren-
tabelle, welche als Anlage Bestandteil dieser Satzung ist. 

(2)	Die Bemessung der Gebühr erfolgt nach § 32 Abs. 1 SächsBRKG 
einheitlich für den Rettungsdienstbereich der Stadt Leipzig.

(3)	Der Gebührenanspruch entsteht mit der Vermittlung des Einsatzes 
durch die Integrierte Regionalleitstelle der Stadt Leipzig (IRLS) an 
den Rettungsdienst. 

(4)	Die pauschale Gebühr wird je Benutzer und für jedes in Anspruch 
genommene Rettungsmittel erhoben. 

	
§ 3

Einsatzgrundsätze
(1)	Die Entscheidung über den Einsatz und das Rettungsmittel trifft 

grundsätzlich die IRLS. 
(2)	Die Benutzer haben keinen Anspruch darauf, dass ein bestimmtes 

Rettungsmittel eingesetzt und ggf. für einen weiteren Transport 
bzw. Einsatz bereitgehalten wird.

(3)	Begleitpersonen können entsprechend der vorhandenen Kapazität 
und soweit aus medizinischer Sicht oder aus sonstigen Gründen 
keine Bedenken bestehen, von der Abholstelle (Einsatzort) bis zum 
Zielobjekt (Einsatzziel) mitbefördert werden. Für Begleitpersonen 
werden keine Gebühren erhoben.

(4)	Ein Anspruch auf Mitnahme von Begleitpersonen und Gegen-
ständen besteht nicht. 

§ 4
Gebührenschuldner

(1)	Gebührenschuldner sind:
-	 die Benutzer oder die gesetzlichen Vertreter/Bevollmächtigten,
-	 die Behandelten oder die gesetzlichen Vertreter/Bevollmäch-

tigten,
-	 die Betreiber einer medizinischen, oder der Pflege oder Be-

treuung verpflichteten Einrichtung oder einer Behörde, wenn 
ein Transport ohne zwingende medizinische Gründe oder ohne 
Genehmigung der zuständigen gesetzlichen Krankenkasse 
veranlasst wurde, 

-	 der Träger in Fällen, in denen kraft Gesetzes zusätzlich der 
Träger der Gesundheitsfürsorge haftet. 

(2)	Ferner ist Gebührenschuldner, wer einen Einsatz verursacht, 
indem er wider besseres Wissen oder infolge grob fahrlässiger 
Unkenntnis der Tatsachen den Rettungsdienst alarmiert.

§ 5
Erhebung und Fälligkeit

(1)	Die Gebühr wird mittels Gebührenbescheid erhoben.
(2)	Die Gebühr wird mit der Bekanntgabe des Gebührenbescheides 

fällig und ist spätestens vier Wochen nach Bekanntgabe zu zahlen.
(3)	Das Verwaltungskostengesetz des Freistaates Sachsen (SächsVwKG) 

findet entsprechende Anwendung.

§ 6
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt nach öffentlicher Bekanntmachung in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Gebührensatzung für die Inanspruchnahme 
von Leistungen des Rettungsdienstes der Stadt Leipzig, Beschluss 
Nr. VII-DS-00978 der Ratsversammlung vom 07.10.2020, veröffentlicht 
im Leipziger Amtsblatt Nr. 19/2020 vom 17.10.2020, außer Kraft. ■

Leipzig, 19.04.2022
Burkhard Jung

Oberbürgermeister

Anlage zur Satzung über die Erhebung von Gebühren für den Ret-
tungsdienst der Stadt Leipzig (Rettungsdienstgebührensatzung)

Gebührentabelle

Rettungsmittel Gebühr
Gebühr je  
Kilometer ab 
dem 151. Be-
setzt-Kilometer

Krankentransportwagen (KTW) 205,30 Euro 3,80 Euro

Rettungswagen (RTW) 434,20 Euro

Notarzteinsatzfahrzeug (NEF) 199,70 Euro

Satzung über die Erhebung von Gebühren  
für den Rettungsdienst der Stadt Leipzig  

(Rettungsdienstgebührensatzung) 
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Der Stadtrat hat in seiner Ratsversammlung am 09.02.2022 den Jahresabschluss des Eigenbetriebs Städtisches Klinikum „St. Georg“ Leipzig für 
das Wirtschaftsjahr 2019 festgestellt. Gemäß § 34 Abs. 2 Sächsische Eigenbetriebsverordnung wird der Jahresabschluss wie folgt bekannt gegeben:

1. 	Der Jahresabschluss für das Wirtschaftsjahr 01.01.2019 bis 31.12.2019 wird wie folgt
	 festgestellt:

 				    31.12.2019
				    in Euro
	 Bilanzsumme 	 130.520.161,39

	 davon entfallen:

	 Aktiva
	 Anlagevermögen 	 127.355.667,61
	 Umlaufvermögen 	 3.160.696,07
	 Rechnungsabgrenzungsposten 	 3.797,71

	 Passiva
	 Eigenkapital	
	 gezeichnetes Kapital 	 30.000.000,00
	 Kapitalrücklage 	 14.215.117,24
	 Andere Gewinnrücklagen 	 1.055.463,74
	 Gewinn-/Verlustvortrag Vorjahre	 -35.913,44
	 Jahresgewinn/-verlust	 -209.439,15
	 Sonderposten aus Zuwendungen zur
	 Finanzierung des Anlagevermögens 	 76.669.336,08
	 Rückstellungen 	 467.000,00
	 Verbindlichkeiten 	 3.609.996,26
	 Ausgleichsposten aus Darlehensförderung 	 104.211,00
	 Rechnungsabgrenzungsposten 	 4.644.389,66
	 Summe der Erträge:	 26.538.790.93
	 Summe der Aufwendungen: 	 26.748.230,08
	 Jahresverlust	 -209.439,15

2. 	Der Jahresfehlbetrag in Höhe von EUR 209.439,15 wird auf neue Rechnung vorgetragen. 

3. 	Der Betriebsleitung wird für das Wirtschaftsjahr 01.01.2019 bis 31.12.2019 Entlastung erteilt.

Die Mazars GmbH & Co. KG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft hat den Jahresabschluss 2019 geprüft und einen uneingeschränkten Bestätigungs-
vermerk erteilt:

„Wir haben den Jahresabschluss des Städtischen Klinikum „St. Georg“ Leipzig, Leipzig, – bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2019 und 
der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2019 bis zum 31. Dezember 2019 sowie den Anhang, einschließlich der 
Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht des Städtischen Klinikum „St. 
Georg“ Leipzig, Leipzig, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2019 bis zum 31.Dezember 2019 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnen Erkenntnisse

•	 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des Freistaates Sachsen 
i.V.m den einschlägigen deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage 
des Eigenbetriebs zum 31. Dezember 2019 sowie seiner Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2019 bis zum 31. Dezember 2019 und

•	 vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebs. In allen wesentlichen Belangen steht 
dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des Freistaates Sachsen 
und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts geführt hat.“

Hinweis zur öffentlichen Auslegung

Der Jahresabschluss des Städtischen Klinikums „St. Georg“ Leipzig für das Wirtschaftsjahr 2019 einschließlich des Prüfvermerkes der Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft liegt in der Zeit vom 02.05.2022 bis 13.05.2022, außer Sonnabend und Sonntag, jeweils von 8:00 Uhr bis 16:00 Uhr im 
Sekretariat der Direktorin des Städtischen Klinikums „St. Georg“ Leipzig öffentlich aus. ■

Öffentliche Bekanntmachung des Beschlusses
über die Feststellung des Jahresabschlusses des  

Städtischen Klinikums „St. Georg“ Leipzig  
für das Wirtschaftsjahr vom 01.01.2019 bis 31.12.2019
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Bebauungsplan Nr. 466 „Quartiere an der  
Antonienstraße/Klingenstraße“, Leipzig-Südwest

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit
Zum Bebauungsplan Nr. 466 „Quartiere an der Antonienstraße/ Klin-
genstraße“ wird die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 
3 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) durchgeführt.

Das Plangebiet befindet sich in Leipzig Südwest, in den Ortsteilen 
Plagwitz und Kleinzschocher zwischen Klingenstraße, Wigandstraße 
und dem öffentlichen Grünzug des Grünen Bahnhof Plagwitz (ent-
sprechend kartenmäßiger Darstellung). 

Da der Entwicklungsdruck für diese Grundstücke steigt, sollen mit der 
Aufstellung des Bebauungsplanes notwendige verbindliche planerische 
Vorgaben für eine angemessene städtebauliche Ordnung geschaffen 
und somit städtebauliche Fehlentwicklungen vermieden werden. 
Angestrebt wird eine abgestimmte Nutzungsmischung aus Wohnen, 
Gewerbe und bedarfsgerechtem Einzelhandel

Zur Unterrichtung der Öffentlichkeit werden die Unterlagen zum 
Vorentwurf des Bebauungsplans

vom 10.05.2022 bis 31.05.2022

im Neuen Rathaus, Martin-Luther-Ring 4-6, 04109 Leipzig, Stadt-
planungsamt, im Ausstellungsbereich vor den Zimmern 496 bis 499, 
während der Dienststunden
	 Mo./Mi. 	 8.00 Uhr bis 15.00 Uhr
	 Di./Do. 	 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr
	 Fr. 		  8.00 Uhr bis 12.00 Uhr
ausgestellt. 
Hinweis: Am Freitag, dem 27.05.2022 ist das Stadtplanungsamt geschlossen.

Informationsveranstaltung
Am Montag, dem 23.05.2022, von 17.00 bis 19.00 Uhr findet dazu eine 
öffentliche Informationsveranstaltung statt. Der Treffpunkt ist Rolf-
Axen-Straße, Ecke Röckener Straße (Höhe ehem. Netto-Markt). Anwe-
send sind Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Stadtplanungsamtes.

Alle interessierten Bürgerinnen und Bürger sind dazu eingeladen und 
haben Gelegenheit, sich zu informieren und zu äußern. Schriftliche 
Stellungnahmen richten Sie bitte an die Stadt Leipzig, Stadtplanungs-
amt, 04092 Leipzig, telefonische Anfragen an (0341) 123-4948, oder per 
E-Mail an stadtplanungsamt@leipzig.de.

Auch im Internet sind die Planunterlagen verfügbar unter:
- 	 www.leipzig.de/bauleitplanung-aktuell 
- 	 Zentrales Landesportal Bauleitplanung www.bauleitplanung.

sachsen.de
- 	 Ratsinformationssystem der Stadt Leipzig https://ratsinfo.leipzig.

de (Vorlage Nr. VII-DS-06965). ■

Dezernat Stadtentwicklung und Bau
Stadtplanungsamt

Geltungsbereich zum Bebauungsplan Nr. 466 „Quartiere an der Antonien-
straße/ Klingenstraße“ (fett umrandet). 

Kartengrundlage: Amt für Geoinformation und Bodenordnung

https://www.leipzig.de/bauleitplanung-aktuel
https://www.bauleitplanung.sachsen.de
https://www.bauleitplanung.sachsen.de
https://ratsinfo.leipzig.de
https://ratsinfo.leipzig.de
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Die Ratsversammlung der Stadt Leipzig hat in ihrer Sitzung vom 
14.04.2022 die Satzung über eine Veränderungssperre für ein Teilge-
biet des Bebauungsplans Nr. 466 „Quartiere an der Antonienstraße/ 
Klingenstraße“ beschlossen. Am 21.04.2021 wurde der Beschluss über 
die Aufstellung des Bauungsplans Nr. 466 „Quartiere an der Anton-
ienstraße/Klingenstraße“ gefasst und am 01.05.2021 im Leipziger 
Amtsblatt bekanntgemacht.  

Der Beschluss über die Veränderungssperre als Satzung ist im Stadt-
planungsamt niedergelegt und kann wie unten angegeben kostenlos 
für die Dauer von zwei Wochen eingesehen werden.

Mit dieser Bekanntmachung tritt die Satzung in Kraft.

Der Geltungsbereich der Satzung befindet sich in Leipzig Südwest, im 
Ortsteil Plagwitz (siehe kartenmäßige Darstellung). 

Zur Sicherung der Planung dürfen im räumlichen Geltungsbereich 
dieser Satzung Vorhaben im Sinne des § 29 Baugesetzbuch (BauGB) 
nicht durchgeführt oder bauliche Anlagen nicht beseitigt werden 
sowie erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Veränderungen von 
Grundstücken und baulichen Anlagen, deren Veränderungen nicht 
genehmigungs-, zustimmungs- oder anzeigepflichtig sind, nicht vor-
genommen werden.
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Satzung über eine Veränderungssperre für ein Teilgebiet 
des Bebauungsplans Nr. 466 „Quartiere  

an der Antonienstraße/Klingenstraße“, Leipzig-Südwest
Die Satzung kann im Stadtplanungsamt, Neues Rathaus, Martin-Lu-
ther-Ring 4 - 6, 04109 Leipzig, Zimmer 498 während der Dienststunden

	 Mo./Mi. 	 8.00 Uhr bis 15.00 Uhr
	 Di./Do. 	 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr
	 Fr. 		  8.00 Uhr bis 12.00 Uhr
eingesehen und über den Inhalt Auskunft verlangt werden.
Hinweis: Am Freitag, dem 27.05.2022 ist das Stadtplanungsamt geschlossen.

Die Satzung ist auch im Internet über das Ratsinformationssystem 
der Stadt Leipzig abrufbar unter https://ratsinfo.leipzig.de (Vorlage 
Nr. VII-DS-06613).

Rechtsbehelf:

Nach § 215 Abs. 1 BauGB ist eine nach § 214 Abs. 1 BauGB beachtliche 
Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften 
unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekannt-
machung schriftlich gegenüber der Stadt Leipzig unter Darlegung des 
die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden ist.

Auf die Vorschriften des § 18 Abs. 2 Satz 2 und 3 BauGB über die 
Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche für eingetretene 
Vermögensnachteile durch die Veränderungssperre nach § 18 BauGB 
und des § 18 Abs. 3 BauGB über das Erlöschen der Entschädigungs-
ansprüche bei nicht fristgemäßer Geltendmachung wird hingewiesen.

Auf die Möglichkeit der Beantragung einer Entschädigung nach § 44 
Abs. 3 Satz 2 und 3 sowie § 43 Abs. 2 Satz 1 BauGB wird hingewiesen.

Der hier gegebene Hinweis auf Rechtsfolgen nach dem BauGB hat kei-
nen Einfluss auf bestehende Rückübertragungs  bzw. Entschädigungs-
ansprüche nach dem Gesetz zur Regelung offener Vermögensfragen.

Weiterhin wird darauf hingewiesen, dass nach § 4 Absatz 4 der Ge-
meindeordnung für den Freistaat Sachsen (SächsGemO) Satzungen, 
die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften zustande 
gekommen sind, ein Jahr nach ihrer Bekanntmachung als von Anfang 
an gültig zustande gekommen gelten.

Dies gilt nicht, wenn

1.	 die Ausfertigung der Satzung nicht oder fehlerhaft erfolgt ist,
2. 	Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzungen, die Genehmigung 

oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind,
3. 	der Oberbürgermeister dem Beschluss nach § 52 Abs. 2 wegen 

Gesetzwidrigkeit widersprochen hat,
4. 	vor Ablauf der in § 4 Absatz 4 Satz 1 genannten Frist

a) 	die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet hat oder
b) 	die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrift gegenüber 

der Gemeinde unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Ver-
letzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht worden ist.

Ist eine Verletzung nach § 4 Absatz 4 Satz 2 Nr. 3 oder 4 der SächsGe-
mO geltend gemacht worden, so kann auch nach Ablauf der in Satz 1 
genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen. ■

Dezernat Stadtentwicklung und Bau
Stadtplanungsamt

Geltungsbereich der Veränderungssperre für ein Teilgebiet des Bebauungs-
plans Nr. 466 „Quartiere an der Antonienstraße/ Klingenstraße“ (fett um-
randet)

Kartengrundlage: Amt für Geoinformation und Bodenordnung

https://ratsinfo.leipzig.de
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Die rechtzeitig erhobenen Einwendungen und Stellungnahmen/
Äußerungen zu oben genanntem Vorhaben werden im Rahmen des 
Anhörungsverfahrens in einem Termin erörtert.

1.	 Der Erörterungstermin findet am Montag, dem 23. Mai 2022, 9:00 
Uhr, im Raum 039 der Landesdirektion Sachsen, Braustraße 2, 04107 
Leipzig, statt.

2.	 Die Teilnahme am Termin ist jedem, dessen Belange durch das Bau-
vorhaben berührt werden, freigestellt. Die Vertretung durch einen 
Bevollmächtigten ist möglich. Dieser hat seine Bevollmächtigung 
durch eine schriftliche Vollmacht nachzuweisen und diese zu den 
Akten der Anhörungsbehörde zu geben. Es wird darauf hingewie-

sen, dass bei Ausbleiben eines Beteiligten auch ohne ihn verhandelt 
werden kann und dass verspätet erhobene Einwendungen sowie 
Stellungnahmen ausgeschlossen sind. Diejenigen, die fristgerecht 
Einwendungen erhoben haben, wurden vom Erörterungstermin 
bereits persönlich benachrichtigt.

	  
3.	 Durch die Teilnahme am Erörterungstermin oder durch Vertreter-

bestellung entstehende Kosten werden nicht erstattet.

4.	 Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich. ■

Stadtplanungsamt
i. A. der Landesdirektion Sachsen

Bekanntmachung über den Erörterungstermin im Planfeststellungs- 
verfahren für das Vorhaben der Leipziger Verkehrsbetriebe (LVB) GmbH

„Landsberger Straße von Coppiplatz bis Hans-Oster-Straße“

Planfeststellungsverfahren für das Vorhaben  
Bundesstraße 181 – Ausbau westlich Leipzig, 2. Tektur

Der Freistaat Sachsen, handelnd in Bundesauftragsverwal-
tung und vertreten durch das Landesamt für Straßenbau 
und Verkehr, Niederlassung Leipzig, hat für das Vorhaben  
„B 181, Ausbau westlich Leipzig“, für das gemäß § 3a  des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG a.F.) i. V. m. Nr. 14.6 
der Anlage 1 Spalte 1 eine Pflicht zur Umweltverträglichkeitsprüfung 
besteht, die Unterlagen der 1. Tektur vollständig oder in Teilen über-
arbeitet, fortgeschrieben bzw. ergänzt und eine weitere Tektur (2. 
Tektur) beantragt.

Die Fortschreibung der Planfeststellungsunterlage in der Fassung der 
2. Tektur war aus den folgenden Gründen erforderlich:

→ 	Einarbeitung der Zusagen des Vorhabenträgers aus den Erwide-
rungen auf die Einwendungen/Stellungnahmen zur Auslegung 
der 1. Tektur;

→ 	Einarbeitung der Zusagen aus dem Erörterungstermin im Januar 
2020;

→ 	Anpassung an aktuelle Regelungen.

Die Änderungen umfassen im Wesentlichen folgende Sachverhalte:

•	 Anpassung der Straßenplanung (insbesondere Knotenpunktge-
staltung) an die Ergebnisse der Verkehrsprognose 2030;

•	 Fortschreibung der schalltechnischen Berechnungen unter 
Berücksichtigung der aktuellen Bebauung auf Basis der Ver-
kehrsprognose 2030;

•	 Fortschreibung der Luftschadstoffuntersuchung unter An-
wendung der eingeführten Version 4.1 des Handbuches für 
Emissionsfaktoren des Straßenverkehrs bei gleichzeitiger Er-
weiterung des Betrachtungsraums bis zu K 6562 auf Basis der 
Verkehrsprognose 2030;

•	 Anlage eines gemeinsamen Geh-/Radweges nördlich der B 181 
zwischen B 186 und Möritzscher Straße;

•	 Anlage eines Geh/Radweges an Frankenheimer Straße;
•	 Verbreiterung der geplanten Wirtschaftswege auf eine befestigte 

Regelbreite von 3,50 m unter Beibehaltung der bisherigen Kro-
nenbreite von 4,50 m;

•	 Verbreiterung der Fahrbahn des Bauwerkes 4W im Zuge des 
Wirtschaftsweges „Nordost“ über den Zschampert auf 4,50 m;

•	 Verzicht auf die Wendeanlage auf dem Flurstück 421/1 Ge-
markung Dölzig;

•	 Verlegung von Versorgungsleitungen außerhalb der Lärmschutz-
Wall-/Wandkombination;

•	 Errichtung eines Wildschutzzauns zur Abgrenzung der B 181neu 
zum Gelände des Reiterhofes an der Frankenheimer Straße;

•	 Herstellung einer Wegeverbindung zwischen dem Reiterhofge-
lände und den Weideflächen;

•	 Verzicht auf die landschaftspflegerische Maßnahme E 2 (Flurstück 
269/1 Gemarkung Dölzig);

•	 Verlegung Zufahrt zum Flurstück 205/1 Gemarkung Dölzig;
•	 Änderung Umweltplanung;
•	 Ergänzung der Planfeststellungsunterlagen um ein Fachgutach-

ten nach Wasserrahmenrichtlinie;
•	 Aktualisierung der Grunderwerbsunterlagen.

Von der 2. Tektur sind Flurstücke in der Gemarkung Dölzig der Stadt 
Schkeuditz, den Gemarkungen Burghausen und Rückmarsdorf der 
Stadt Leipzig sowie der Gemarkung Frankenheim der Stadt Markran-
städt betroffen.

Der Vorhabenträger hat die nachfolgend aufgeführten Unterlagen 
vorgelegt, die Inhalt der Auslegungsunterlagen zur 2. Tektur sind:

Unterlage 
Nr.

Bezeichnung der Unterlage

1 Zusammenfassende Erläuterungen /Umfang und Anlass der 
2. Tektur

2 Übersichtskarte

3 Übersichtslageplan

5 Bauwerksverzeichnis

6 Straßenquerschnitte, Blatt 1 und 2

7 Lage- und Leitungspläne, Blatt 1 bis 5

8 Höhenpläne, Blatt 2, 3, 6 bis 9

10 Ingenieurbauwerke

11
11.0
11.1
11.2
11.3

Ergebnisse schalltechnischer und Luftschadstoffuntersu-
chungen
Ergänzung der Schalltechnischen Untersuchung – Bericht
Ergänzung der schalltechnischen Berechnungen
Lageplan der Schallschutzmaßnahmen, Blatt 2A
Luftschadstoffuntersuchung – 4. Aktualisierung

12
12.0
12.1
12.2
12.3
12.5

Ergebnisse landschaftspflegerischer Begleitplanung
Erläuterungsbericht
Bestands- und Konfliktplan
Lageplan der landschaftspflegerischen Maßnahmen
Übersichtslageplan der landschaftspflegerischen Maßnahmen
Ergänzungsunterlage gebiets- und artenschutzrechtliche 
Bewertung 

13
13.1
13.2

Ergebnisse wassertechnischer Untersuchungen
Erläuterungen zur Entwässerung
Fachbeitrag Wasserrahmenrichtlinie
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Unterlage 
Nr.

Bezeichnung der Unterlage

14
14.1
14.2

Grunderwerb
Grunderwerbspläne, Blatt 1 bis 6
Grunderwerbsverzeichnis

15.1 Verkehrsuntersuchung

Die geänderten Planunterlagen liegen in der Zeit 

vom 16. Mai 2022 bis einschließlich 15. Juni 2022

in der Stadt Leipzig, Neues Rathaus, Martin-Luther-Ring 4-6, Stadt-
planungsamt, Zimmer 498 zu den Dienststunden Mo./Mi. 8.00-15.00 
Uhr, Di./Do. 8.00-16.00 Uhr, Fr. 8.00-12.00 Uhr zur allgemeinen Ein-
sichtnahme aus.
Hinweis: Am Freitag, dem 27.05.2022 ist das Stadtplanungsamt geschlossen.
Die Bekanntmachung sowie die Tekturunterlagen können während 
des vorgenannten Zeitraums auch auf der Internetseite der Landesdi-
rektion Sachsen unter https://www.lds.sachsen.de/bekanntmachung 
in der Rubrik „Infrastruktur / Bundesstraßen“ eingesehen werden.

Nach § 27a Abs. 1 Satz 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes - VwVfG 
- ist der Inhalt der zur Einsicht ausgelegten Unterlagen maßgeblich.

1.	 Jeder, dessen Belange durch die geänderten Unterlagen erstmalig, 
anders oder stärker als bisher berührt werden, kann bis einem Monat 
nach Ablauf der Auslegungsfrist - bis einschließlich 15. Juli 2022 - 
bei der Landesdirektion Sachsen (Postfachanschrift: Landesdirektion 
Sachsen 09105 Chemnitz) sowie bei der Landesdirektion Sachsen, 
Dienststelle Leipzig, Braustraße 2, 04107 Leipzig oder bei der Stadt 
Leipzig, Stadtplanungsamt, 04092 Leipzig, Einwendungen gegen 
die geänderte Planung schriftlich oder zur Niederschrift erheben 
bzw. sich äußern. 

	 Einwendungen können auch elektronisch, aber nur mit einer quali-
fizierten elektronischen Signatur unter der E-Mail-Adresse post@lds.
sachsen.de erhoben werden; Einwendungen, die nur elektronisch 
übermittelt werden (z. B. E-Mail ohne qualifizierte elektronische 
Signatur), sind unwirksam.

	 Die Einwendung muss den geltend gemachten Belang und das Maß 
seiner Beeinträchtigung erkennen lassen. 

	 Nach Ablauf dieser Frist sind für das Verfahren über die Zulässig-
keit des Vorhabens alle Äußerungen, die nicht auf besonderen 
privatrechtlichen Titeln beruhen, ausgeschlossen, § 73 Abs. 4 Satz 
3 VwVfG.

	 Die Äußerungsfrist gilt auch für solche Einwendungen, die sich 
nicht auf die Umweltauswirkungen des Vorhabens beziehen. 

	 Bei Einwendungen bzw. Äußerungen, die von mehr als 50 Per-
sonen auf Unterschriftslisten unterzeichnet oder in Form verviel-
fältigter gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichförmige 
Eingaben), ist auf jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite ein 
Unterzeichner mit Namen, Beruf und Anschrift als Vertreter der 
übrigen Unterzeichner zu bezeichnen. Anderenfalls können diese 
Einwendungen unberücksichtigt bleiben (§ 17 Abs. 2 VwVfG).

2.	 Vereinigungen, die aufgrund einer Anerkennung nach anderen 
Rechtsvorschriften befugt sind, Rechtsbehelfe nach der Verwal-
tungsgerichtsordnung gegen den Planfeststellungsbeschluss einzu-
legen, werden hiermit entsprechend von der Auslegung des Plans 
benachrichtigt. Sie können innerhalb der in der Nr. 1 genannten 
Frist Stellungnahmen zu dem Plan abgeben bzw. sich äußern.

3.	 Die bislang im Verfahren erhobenen Einwendungen, abgegebenen 
Stellungnahmen und Äußerungen behalten weiterhin ihre Gültig-
keit.

4. 	Die Planfeststellungsbehörde kann auf eine Erörterung der recht-
zeitig erhobenen Stellungnahmen und Einwendungen verzichten 
(§ 17a Nr. 1 des Bundesfernstraßengesetzes - FStrG). 

	 Findet ein Erörterungstermin statt, wird er ortsüblich bekannt ge-

macht. Ferner werden diejenigen, die rechtzeitig Einwendungen 
erhoben, Äußerungen vorgebracht oder Stellungnahmen abgegeben 
haben, von dem Termin gesondert benachrichtigt. Bei gleichförmigen 
Einwendungen gilt diese Regelung für den Vertreter (§ 17 VwVfG 
in Verbindung mit § 1 Satz 1 SächsVwVfZG). Sind mehr als 50 Be-
nachrichtigungen vorzunehmen, so können sie durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt werden. 

	 Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Die 
Bevollmächtigung ist durch eine schriftliche Vollmacht nachzu-
weisen, die zu den Akten der Anhörungsbehörde zu geben ist. Bei 
Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungstermin kann auch 
ohne ihn verhandelt werden. Das Anhörungsverfahren ist mit Ab-
schluss des Erörterungstermins beendet.

	 Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich.
5.	 Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, Erhebung von Ein-

wendungen oder Abgabe von Stellungnahmen, Teilnahme am 
Erörterungstermin oder Vertreterbestellung entstehende Kosten 
werden nicht erstattet.

6.	 Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der Planfest-
stellung dem Grunde nach zu entscheiden ist, werden nicht in dem 
Erörterungstermin, sondern in einem gesonderten Entschädigungs-
verfahren behandelt.

7.	 Über die Einwendungen und Stellungnahmen wird nach Abschluss 
des Anhörungsverfahrens durch die Planfeststellungsbehörde (Lan-
desdirektion Sachsen) entschieden. Die Zustellung der Entscheidung 
(Planfeststellungsbeschluss) an die Einwender und diejenigen, 
die eine Stellungnahme abgegeben haben, kann durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt werden, wenn mehr als 50 Zustellungen 
vorzunehmen sind.

8.	 Vom Beginn der Auslegung des Planes treten die Anbaubeschrän-
kungen nach § 9 FStrG und die Veränderungssperre nach § 9a FStrG 
in Kraft. Darüber hinaus steht ab diesem Zeitpunkt dem Träger 
der Straßenbaulast ein Vorkaufsrecht an den vom Plan betroffenen 
Flächen zu (§ 9a Abs. 6 FStrG). 
9. 	Da das Vorhaben UVP-pflichtig ist, wird darauf hingewiesen,
a. dass die für das Verfahren und die für die Entscheidung über 

die Zulässigkeit des Vorhabens zuständige Behörde die Landes-
direktion Sachsen ist,

b. dass über die Zulässigkeit des Vorhabens durch Planfeststellungs-
beschluss entschieden werden wird,

c. dass weitere relevante Informationen zu dem Planfeststellungs-
verfahren bei der Landesdirektion Sachsen, Dienststelle Leipzig, 
erhältlich sind und bei ihr Äußerungen und Fragen bis zum 15. 
Juli 2022 eingereicht werden können.

Datenschutzhinweise gemäß Artikel 13 und 14 der Datenschutz-
Grundverordnung 

Bei der Abgabe von Stellungnahmen und Äußerungen oder der Er-
hebung von Einwendungen stellen sie der Landesdirektion Sachsen 
Personen bezogene Daten zur Verfügung. Die Landesdirektion Sachsen 
erhebt solche Daten auch bei Meldebehörden, Grundbuchämtern und 
im Handelsregister. Diese Daten werden von der Landesdirektion 
Sachsen in Erfüllung ihrer Aufgaben gemäß den geltenden Bestim-
mungen zum Datenschutz verarbeitet. Die Daten werden dem Vor-
habenträger übermittelt. Die entsprechenden datenschutzrechtlichen 
Informationen nach Artikel 13 Abs. 1 und 2 sowie Artikel 14 Abs. 1 
und 2 Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO), insbesondere welche 
Rechte Ihnen diesbezüglich zustehen, erfahren Sie unter dem folgen-
den Link: https://www.lds.sachsen.de/datenschutz (–> Unterlagen 
–> Planfeststellungsverfahren Infrastruktur). Der behördliche Daten-
schutzbeauftragte der Landesdirektion Sachsen ist wie folgt erreichbar: 
Datenschutzbeauftragter der Landesdirektion Sachsen, 09105 Chemnitz; 
E-Mail: datenschutz@lds.sachsen.de; Telefon: +49 371/532-0. ■

Stadtplaungsamt
i. A. der Landesdirektion Sachsen

https://www.lds.sachsen.de/bekanntmachung
mailto:post%40lds.sachsen.de?subject=
mailto:post%40lds.sachsen.de?subject=
https://www.lds.sachsen.de/datenschutz
mailto:datenschutz%40lds.sachsen.de?subject=
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Gegenstand des Planfeststellungsverfahrens sind in der Stadt Mark-
kleeberg die Herstellung der Gleisnutzlängen beider Gleise auf ins-
gesamt 750 m im Bahnhof Markkleeberg West, die Erneuerung der 
Oberleitungsanlage im Bereich des Bahnhofes Markkleeberg West, 
die Anpassung der Leit- und Sicherungstechnik und der Weichen-
heizungsanlagen im Bahnhof Markkleeberg West, der Ersatzneubau 
der Straßenüberführung über die Koburger Straße, der  Rückbau des 
Personentunnels einschließlich der Zuwegung an der Verkehrsstation 
Markkleeberg Mitte, die Lärmvorsorgemaßnahmen und die Maßnah-
men zum Schutz von Flora und Fauna im Baugebiet. In der Stadt Leipzig 
ist an der Dieskaustraße eine Baustelleneinrichtungsfläche vorgesehen.
Das Eisenbahn-Bundesamt führt auf Antrag der DB Netz AG, Regional-
bereich Südost (Vorhabenträgerin), vom 17.12.2021 für das genannte 
Bauvorhaben das Anhörungsverfahren nach § 73 Verwaltungsver-
fahrensgesetz (VwVfG) in Verbindung mit § 18 Allgemeines Eisen-
bahngesetz (AEG) durch. Für das Bauvorhaben einschließlich der 
landschaftspflegerischen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen werden 
Grundstücke in den Städten Markkleeberg und Leipzig beansprucht. 
Für das Vorhaben wurde mit verfahrensleitender Verfügung vom 
21.03.2022 festgestellt, dass nach §§ 5 ff. Gesetz über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung (UVPG) keine Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung besteht.

Der Plan (Zeichnungen und Erläuterungen) mit den entscheidungs-
erheblichen Unterlagen liegt in der Zeit vom 11.05.2022 bis einschließ-
lich 10.06.2022 (einen Monat) in der Stadtverwaltung Leipzig, Neues 
Rathaus, Martin-Luther-Ring 4-6, 04109 Leipzig, Stadtplanungsamt, 
Zimmer 498, während der folgenden Zeiten
	 Montag	 von 8:00 bis 15:00 Uhr
	 Dienstag	 von 8:00 bis 16:00 Uhr
	 Mittwoch	 von 8:00 bis 15:00 Uhr
	 Donnerstag	 von 8:00 bis 16:00 Uhr
	 Freitag	 von 8:00 bis 12:00 Uhr
zur allgemeinen Einsichtnahme aus. 
Am 27.05.2022 ist das Stadtplanungsamt geschlossen.

Zeitgleich werden diese Bekanntmachung und die zur Einsicht aus-
gelegten Planunterlagen auch auf der Internetseite des Eisenbahn-
Bundesamtes (www.eba.bund.de/anhoerung) zugänglich gemacht.

1.	 Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, kann 
gemäß § 73 Abs. 4 VwVfG bis zwei Wochen nach Ablauf der Aus-
legungsfrist – bis einschließlich 24.06.2022 – beim Eisenbahn-Bundes-
amt, Außenstelle Dresden, August-Bebel-Straße 10, 01219 Dresden, 
oder bei der oben genannten Stadt- bzw. Gemeindeverwaltung 
schriftlich oder mündlich zur Niederschrift Einwendungen gegen 
den Plan erheben.

	 Nach Ablauf der genannten Frist sind Einwendungen, die nicht auf 
besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen, ausgeschlossen (§ 18 
Abs. 1 Satz 3 AEG in Verbindung mit § 73 Abs. 4 Satz 3 VwVfG). 
Einwendungen und Stellungnahmen der Vereinigungen sind nach 
Ablauf dieser Frist ebenfalls ausgeschlossen (§ 73 Abs. 4 Satz 5 
VwVfG).

	 Es wird darauf hingewiesen, dass keine Eingangsbestätigung erfolgt.

2.	 Diese ortsübliche Bekanntmachung dient auch der Benachrichtigung 
der anerkannten Vereinigungen nach § 73 Abs. 4 Satz 5 VwVfG von 
der Auslegung des Plans.

3.	 Das Eisenbahn-Bundesamt kann auf eine Erörterung der rechtzeitig 
erhobenen Stellungnahmen und Einwendungen verzichten (§ 18a 
Nr. 1 AEG). Weiterhin kann das Eisenbahn-Bundesamt anstelle 
einer mündlichen Erörterung eine Online-Konsultation durch-
führen (§ 5 Abs. 1, 2 PlanSiG). Findet ein Erörterungstermin oder 
eine Online-Konsultation statt, werden diese ortsüblich und auf 
der Internetseite des Eisenbahn-Bundesamtes bekannt gemacht. 
Ferner werden diejenigen, die rechtzeitig Einwendungen erhoben 
oder Stellungnahmen abgegeben haben, von dem Termin gesondert 
benachrichtigt. Sind mehr als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen, 
so können diese durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden.

	 Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Die Be-
vollmächtigung ist durch eine schriftliche Vollmacht nachzuweisen, 
die zu den Akten des Eisenbahn-Bundesamtes zu geben ist. Bei 
Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungstermin kann auch 
ohne ihn verhandelt werden. Das Anhörungsverfahren ist mit Ab-
schluss des Erörterungstermins beendet. Der Erörterungstermin ist 
nicht öffentlich.

4.	 Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, Erhebung von Ein-
wendungen oder Abgabe von Stellungnahmen, Teilnahme am 
Erörterungstermin oder Vertreterbestellung entstehende Kosten 
werden nicht erstattet.

5.	 Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der Planfest-
stellung dem Grunde nach zu entscheiden ist, werden nicht in dem 
Erörterungstermin, sondern in einem gesonderten Entschädigungs-
verfahren behandelt.

6.	 Über die Einwendungen und Stellungnahmen wird nach Abschluss 
des Anhörungsverfahrens durch das Eisenbahn-Bundesamt ent-
schieden. Die Zustellung der Entscheidung (Planfeststellungsbe-
schluss) an die Einwender und anerkannten Vereinigungen nach 
§ 73 Abs. 4 Satz 5 VwVfG kann durch öffentliche Bekanntmachung 
ersetzt werden, wenn mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind.

7.	 Vom Beginn der Auslegung des Planes an tritt die Veränderungs-
sperre nach § 19 Abs. 1 AEG in Kraft. Darüber hinaus steht gemäß 
§ 19 Abs. 3 AEG ab diesem Zeitpunkt der Vorhabenträgerin ein 
Vorkaufsrecht an den vom Plan betroffenen Flächen zu.

8.	 Nähere Hinweise zum Datenschutz in Planfeststellungsverfahren 
siehe unter www.eba.bund.de/datenschutzhinweise. ■

Stadtplanungsamt 
i.A. des Eisenbahn-Bundesamtes

Bekanntmachung über die Auslegung zum Planfeststellungsverfahren  
für das Bauvorhaben Ausbaustrecke Karlsruhe – Stuttgart – Nürnberg –  
Leipzig/Dresden; Abschnitt Gaschwitz (e) – Böhlen (e), 5. Bauabschnitt 

(Waldbahn) Bahnhof Markkleeberg West einschließlich  
Straßenüberführung Koburger Straße km 5,170 – km 6,700 Strecke 6379 

Leipzig-Plagwitz – Gaschwitz (Aktenzeichen: 521ppw/021-2021#025)

https://www.eba.bund.de/anhoerung
https://www.eba.bund.de/datenschutzhinweise
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1.	 Im Rahmen des Anhörungsverfahrens für das o. g. Vorhaben wird 
ein Erörterungstermin durchgeführt. Der Erörterungstermin findet 
am

Montag, den 16. Mai 2022, ab 10.00 Uhr,
in der Landesdirektion Sachsen, Dienststelle Leipzig, Braustraße 

2, 04107 Leipzig, Raum 39 statt.
	 Der Einlass erfolgt ab ca. 30 Minuten vor Beginn des Termins. 

2.	  Im Termin werden die rechtzeitig abgegebenen Stellungnahmen 
von Vereinigungen nach § 73 Absatz 4 Satz 5 VwVfG sowie die 
Stellungnahmen der Behörden zu dem Plan mit der Kommunale 
Wasserwerke Leipzig GmbH als Trägerin des Vorhabens, den 
Behörden, den Betroffenen sowie denjenigen, die Einwendungen 
erhoben oder Stellungnahmen abgegeben haben, erörtert.

	 Die Teilnahme am Termin ist jedem, dessen Belange durch das 
Vorhaben berührt werden, freigestellt. Die Vertretung durch einen 
Bevollmächtigten ist möglich. Dieser hat seine Bevollmächtigung 
durch eine schriftliche Vollmacht nachzuweisen. Diese wird zu 
den Akten der Anhörungsbehörde genommen. Es wird darauf 
hingewiesen, dass bei Ausbleiben eines Beteiligten auch ohne ihn 

verhandelt und entschieden werden kann, dass verspätete Einwen-
dungen ausgeschlossen sind und dass das Anhörungsverfahren mit 
Schluss der Verhandlung beendet ist.

3.	 Durch Teilnahme am Erörterungstermin oder Vertreterbestellung 
entstehende Kosten werden nicht erstattet.

4.	 Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich (§ 73 Abs. 6 Satz 6 in 
Verbindung mit § 68 Abs. 1 Satz 1 Verwaltungsverfahrensgesetz - 
VwVfG). Der Teilnehmerkreis beschränkt sich deshalb auf die unter 
Punkt 2. genannten Beteiligten.

5.	 Diese Bekanntmachung ist gemäß § 27a des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes auch unter www.lds.sachsen.de/bekanntmachung unter 
der Rubrik Wasserwirtschaft sowie unter www.uvp-verbund.de 
einsehbar. ■

Leipzig, den 30.04.2022
Stadtplanungsamt

i. A. der Landesdirektion Sachsen

Bekanntmachung über den Erörterungstermin  
im Verfahren der wasserrechtlichen Genehmigung  
zum Vorhaben „Erweiterung Klärwerk Rosental“

https://www.lds.sachsen.de/bekanntmachung
https://www.uvp-verbund.de 
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Bebauung im Geviert an der  
Rosa-Luxemburg-Straße/Hans-Poeche-Straße/Dohnanyistraße/ 

Hofmeisterstraße“, Leipzig, Gemarkung Leipzig, Flurstück 1809/1

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 13.04.2022 unter dem Akten-
zeichen 63-2018-012583-BV-63.20-SJA einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:
(1)	Die Verlängerung des Vorbescheides mit der Beantwortung ein-

zelner Fragen für das Vorhaben: „Bebauung im Geviert an der 
Rosa-Luxemburg-Straße/Hans-Poeche-Straße/Dohnanyistraße/
Hofmeisterstraße“, Leipzig, Gemarkung Leipzig, Flurstück 1809/1 
ist erteilt.

(2)	Bestandteil der Entscheidung sind die in dem Vorbescheid auf-
geführten und mit der Entscheidung ausgefertigten Bauvorlagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager 
Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der 
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 2 Ver-
waltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen folgende 
Möglichkeiten zur Verfügung: 
1.	 Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder 

über das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner 
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur gemäß 
§ 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden. 

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks (mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der Flurs-
tücksnummern)

2.	 Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden. 

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
- 	 Die Zustellung des Vorbescheides an die Eigentümer benachbarter 

Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO wird 
aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen der Vorbescheid 
zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; § 70 Abs. 3 
Satz 3 SächsBO.

- 	 Die Zustellung des Vorbescheides an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

- 	 Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Den vollständigen Bauvorbescheid und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung bei der Bauberatung des 
Amtes für Bauordnung und Denkmalpflege unter der Telefonnummer 
0341/123 89 22 oder E-Mail: abd.bauberatung@leipzig.de gebeten. ■

mailto:abd%40leipzig.de?subject=
mailto:info%40leipzig.de-mail.de?subject=
mailto:abd.bauberatung%40leipzig.de?subject=
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Errichtung von zwei hofseitigen 
Balkonanlagen über drei Ebenen am Mehrfamilienhaus, Dieskaustraße 

328“, Leipzig, Gemarkung Knautkleeberg, Flurstück 133/4
verfügenden Teil erlassen:
(1)	Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Errichtung von zwei 

hofseitigen Balkonanlagen über drei Ebenen am Mehrfamilien-
haus, Dieskaustraße 328“, Leipzig, Gemarkung Knautkleeberg, 
Flurstück 133/4, im Genehmigungsverfahren nach § 63 Sächsische 
Bauordnung (Vereinfachtes Verfahren) ist erteilt.

(2)	Die Baugenehmigung enthält Bedingungen, Auflagen und Auf-
lagenvorbehalte. 

(3)	Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 
aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bau-
vorlagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager 
Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der 
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 
2 Verwaltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen 
folgende Möglichkeiten zur Verfügung:
1.	 Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder 

über das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner 
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur ge-
mäß § 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.

2.	 Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 Sächs-
BO wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die 
Baugenehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung 
ersetzt; § 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

- 	 Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können 
im Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, 
Technisches Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäu-
deabschnitt C, Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, 
eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer 
0341/1 23 51 27 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Fol-
gendes bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 25.04.2022 unter dem Aktenzei-
chen 63-2021-015111-VV-63.31-UKR einen Bescheid mit folgendem 

https://www.leipzig.de/amtsblatt
mailto:elektronisches-amtsblatt%40leipzig.de?subject=
mailto:abd%40leipzig.de?subject=
mailto:info%40leipzig.de-mail.de?subject=
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